
Bunäessozialgericht

8 RV 917/64

Jerkündet am
18° Auäust 1966

1I m S'a m e n d e 5 V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit]

iKläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagte11°

Der 8. Senaü des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 8. August 7966 durch

Senatspräsident S't e n g e 1
—Vorsitzender—

Bundesrichter Dr. N e u h a u s und
Bundesrichter

_
Dr° s c h w a n k h a r t

Bundessozialrichter H a a s
_

und-

BundessoZialrichter K u h n e r t

-für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird äas Urteil des
Schle$wigf■oisteinischen Landessozialgerichtß

vom 2*A'Juli 1964‘aufgehobena

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—-

scheidung an dieses Gericht zurückverwiesenq
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Die Sehsehärfe des
‚ ‚

1921 geborenen Llägere wurde

bei der „neuerung vuer■uehun; am 20° Juni 1940 mit minus

18„0 Dioptrien (rechts) : 6/18 unä minus 15 Dioptrien
(links) : 6/20 bestimmt, der Fehler mit L 25 —2, die
Tauglichkeit mit g.v„H° bezeichnet. Er hat 1941 bis 1946

Wehrdienst — einschließlich „eienveauenait —ß;geleistet°

nüf seinen Antrag vom 20. Juli 1946 wurde er in Versehrten—

stu1 e III eingestuft; auf Grunä der 809187Vbr°19b8rc158—

Direktive (BVD) Hr„ 2? bezog er zunächst Rente nach einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 80 v.H„ Vom
1° November 1950 e11 er21- .It er Ren te nach einer MäE “m

100 V.Ho und Pflegegelä Mit Umanerkennungsbescheid vom

11° April 1951 wurde grektische Blindheit heißer Augen

durch schwere Retehautve1änderwngen bei Kurzeichtigkeit

im Sinne der Entstehung festgestellt und Rente nach eip er

MdB um 100 v.EI° vom 1. Oktober 1950 an sowie eine Pélege»

zulage von 100,—— DM gewährt

Am 26. Januar 1959 erhielt die Versorgung sverueltung ein

Krankenblatt aus dem Jahre 1945, woneen äer Kiiiger wc‚„

einer seit vier Wochen zunehmenden Versau1ec1teru g der

Sehsehärfe vom 2P; Februar bis 31„ 1„uvt 1945 13zerett—
behandelt wurde° VL.hrdienr „the ehädigung (WDB) ist d.„<1

verneint werden. 1er Kläger widerrief darauf seine frühere
An gabe, daß die Sehvers chleehterung Folge der „1av1ryunv

einer Minenexploeion sei° Vielmehr führte er die Sehu

verschlechterung auf die ungfnst1 ge011 Ve hältnisse äes

Wehrdienstes in Norwegen und die außer ordentlichen. Bela stunw‘

gen unä Entbehrungen in französischer Kriegsgefangenschaft

sowie auf die unzureichende ärz tlicl1e Velsorgung zurückp

Profe Br„ Pi @.\Überarzt der Univer‚r sitäte Augenklinik Ki l)
“

/

v- . _stellte mit Gutac■ten vom 7. eu31l 10V? 0e1'm äläger eine
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hochgreäige Kurzsichtigkeit mit schwerer Entertung des hin—

teren.Augenpels und entsprechender Schwachsichtigkeit fest;

die Kurzsichtig keit dürfte schicksalsmäßig fortgeschritten

sein° ‚Prof. Dr. JIIIÜT@:(Essen) bezeichnete im Gutachten

vom 22. Juli 1959 das Leiden als maligne Hyopie, die sich

echicksalsmäßig entwickle und auf die äußeren Einflüsse

nicht nachweisbar einwirkten° Die Netzhautblutung en könn—

ten nach körperlichen Anstrengungen ebenso wie während der

Ruhe eintreten° Die Verschlimmerung der Kurzsichtigkeit

beim Kläger von minus 19 Bioptrien rechts und minus 17

D10ptrien links auf minus 28 Dicptrien beiderseits im Jahre
1959 sei ungewöhnlich, liege aber nicht außerhalb der Regel,

da sie zwischendem19‘ und 28° Lebensjahr—währenddes
ferinedienstes zwischen 1941 und 1945 — eingetreten sei°

Dieser zeitliche Zusammenhang mit dem Wehrdienst sei aber

rein zufällig. Die MdBbetrege 130 V.H.‚ sie Sei aber nicht
Schädigungsfolge im Sinne des 5 1 des Bundesversorgungs-

gesetzes (BVG)° Dr. Bx:;gzschloß im Gutachten vbm 23. De—

zember 1959 eine richtunggebende Verschlimmerung aus, hielt

aber eine einmalige abgrenzbere Verschlimmerung euren &ie

Einwirkung des Wehrdienstes für möglich. ‘Dareuf wurde ärzt—

licherseits die Möglichkeit des Fortschreitens des Augen—

leidens auf Grunä der äußeren Einflüsse des Wehrdienstes
und der Kriegsgefengensehaft bejaht und die wehrdienetbeäing—

te HdE mit 30 V„H„ bewertet (Stellungnahmen vom 2./17° März
1960)°

km 21. Juni 1960 erließ das Verecrgungeamt (Versorgi)'Lübeck

wit Zustimmung des LandesVersorgungsamts (LYerscr3A) Schles—
Wig—Holstein einen Berichtigungsbe scheid—r.ech @ 41 äes Ver—
waltungsverfahrensgé$etzes (VeerG), wonach nur noch Schädi—
gungsfolgen im Sinne äer Verechlimmerung mit einer MdEw

30 V„H„ vom 1. August 1946 an anerkannt blieben.„ Mit Bescheid
v0m 50. November 1961 hob das Versor3A Ldbeck gemäß 5 42 Abs.1

Nr„ 3 und 9 VeerG alle bisher erlassenen Bescheide auf und

..4...
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'.‘77forderte die Versorgungsbezüge in Höhe von 53„343‚“- Um
_

zurück„ Schließlich wurde mit Bescheid vom 8. Februar 1962

das mit Bescheid vom 21. Juni 1960 anerkannt gebliebene
Leiden (mit einer Md£.um 30 v;H.} ebenfalls eberkenntq Der

Widerspruch des Klägers hatte keinen Erfolg {Bescheid vom
\

‚"16„ Juli 1962)° Auf äie Klage hob äas Sozialgericht (331

Lübeck mit Urteil vom 260 Juni 1963 die Bescheide des Be-

‘klagten vom 500 November 1961, 8. ?ebruar 1962 und 161 Juli
1962 auf; der Bescheid vom 21. Juni 1960 — MdB von 30 V„H‚
im Sinne der ?erschlimmernng, und überzehlte Versorgungs—

bezüge 46„7oo,50 nn —blieb bestehen.’ Das Lenäessoziäl—
gericht (LSG) SChleswig—Holstein hat mit Urteil vom 23. Juli
1964 die;Berufung des Klägers und des Eeklagten mit der Maß—

gabe_zurückgewieseny daß der Bescheiä vom 16. Juli 1962 nur

hinsichtlich des Widerspruchs geg n die Bescheiäe vom 39° No—

vember 1961 und 8„ Februar 1962 aufgehoben wurée. Es hielt

den Neuregelungsbe30heid vom 30. November 1961 im Hinblick

auf die Fühfjahresfrisi des 43 VeerG für rechtswidrig.
« ...

t(
_’

/)

Der Bescheid von 8° Februar 362 sei deswegen zu Recht anf—’

gehoben worden, weil der Bescheid vom 21. Juni 196b recht—

mäßig gewesen sei° Aus diesem Grunde wies es auch die Be—

rufnng äes Klägers 3nrück. Bas Versorgl habe äie vCrause

gegangenen,ßescheide nach @ 41 VeerG berichtigen können,

und zwar für äié Zeit vor dem Inkrafttreten &es VeerG am
1. April 1955 nach den Grundsätzen äes allgemeinen Ycrwal«

tungsrechts° Alle frfLéren, 1960 abgeänderüen‚Rentenbcechei—

es seien unrichtig gewesen, weil der Kläger entgegen seinen

Angaben nicht durch Minénexplbsi@n verletzt werden iste Zwar

sei die von der Verwaltung mit dem Berichtigun53bescheid vom

1. Juni_196o anerkannte welrdicnstbeäingte Verschlimmerung

so fernliegenä‚ äaß sie.nicht mehr hätte berücksichtigt wer«

i‘—
—

.)

c n müssen; sämtliche Eescheide hätten daher in vollem Um«
T".

nn@ zurückeencmmen werden können. „ie Verwaltunw sei abert.)
_

L)
‚ ‚

b—
i‘-

?3

Y!. Q
.:

93 en-den Kläger begüns igenden Bescheid vom 21. Juni 1960
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gebunden° Mit der vom Kläger behaupteten, nach den Unter—

lagen nicht nächzuweisenden Gehirneltr0phie stehe die Er—
blinäung nicht in Zusammenhang.

Die im Bescheid vom 21. Juni 1960 gleichzeitig ausgespro—
chene Rückforderung sei nach 5 4? Abs. 1 und Abs. 5 Buchst.

& VeerG wie nech den Grundsätzen &es allgemeinen Verwal-

tungsrechts über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungs-

ekte berechtigt° 'Die Einrede der Verjährung greife nicht
“durch. Die Härtevorschrift des £ 4? Abs. 4 VéerG stehe _

nicht zur Entscheidung; über die Anwendung dieser Vorschrift

habe die Verwaltung zu befinden.

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger, der mit der

Berichtigung für die Zukunft einverstanden ist, Verletzung

des 5 41 VéerG und_dérientSprechenden Vorschriften, soweit

die begünstigenden BesCheide ex tunc (unä nicht nur ex nunc)
zurückgenommeh werden sind. Die Rücknahme wäre nur nach den

Grundsätzen des allgemeinen YeTwaléungsrechts möglich gewe—

‘sen, weil die begü;stigenöen Verweitungsäkté (Anerkennung
der Schädigung sfol$e und FeStsetzung der de) vor dem Inkraft—

treten des VeerG (1. Apri l 1955} aböeecnlo sen gewesen seien.

Daher sei auch @47 Abs. 3_VeerG verletzt, weil der Berich—
tigungsbescheid nicht auf % 41 VeerG hette gestützi werüen

können. Das sei aber eine Vorausseth1xne für die Anwendung

des 5 47 VeerG.

Dzie Jnrichtigkeit der f
'@ändérten

— Bescheide gehe nicht

allein auf unzutrefféhde
:;Angaben

des Klägers zurück. Die

Anerkennung des Augenleiäens sei vielmehr in ersier Linie
‚

Folge der unrichtigen und unvollständigen Auswertung der bei

der Erstenerkenrxung vorliegenden ärztlichen Gut° chten° Bis

Fachärz te Dr K:::‘J.und Prof. Dr. B}„ :hätten übereinstim—

mend nur erörtert, ob une inwieweit das Augenleieeh durch die

Einflüsse Wehrdienstlicher Eigentumlichkéiten verscnlimmert

werden sei° Prof. Dr. 3332: habe deshalb auch nur die 1
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Anerkennung einer WDB im Sinne der Verechlimmarung eines

beetehenden Leidens v01„c°01133e11° En„„e*ec äieeem Gut-

achten habe aber die Versorgungsverwaltung mit Umanerkennun„s»

bescheid vom 11‚ April 1951 das Abgenleiden im Sinne äer
.,.Lnte tehung aneu’lannt. Lie Vervaaltvng have daher äiese cute

echten unrichtig ausgewertet° Diese Fehler habe 9 1
verantworten, die begünstigenden Verwaltungsakte könnten da—

&her nicht ex üunc zurückgenommen werden„ Im übrigen hätt:

sich die Verwalt ung nicht aui @ 41 Verw?@‚ sondern auf &

VeerG gestütza; sie habe nicht beachtet, daß die ETist äes

@ 45 VeerG abgelaufen sei„

Di @ Feststellungen des L'G reichten auch nicht aus, um die

Rechtmäßigkeit der Rückforderung nach @ 47 Abs; 3 Tfeerliä zu
v—„bev“undc„. ae fehle an einem u:eächliehen Zug ■1n0nhang zwim

schen den Wiesentlich falschen A1gab n und ;er Jr1101t;bk it

der Bescheide„ Objektiv unrichtig sei nur die Höhe der %d5'

und die Anerkennung im Sinne der $nueuerung„ D:Lrse Unwtänüe

habe das LSG nicht gewürdigt„ Aaßerdem seien die vor gem

1„ Juni 195'? ge?zahlten Renten verj ährt; denn für unerla;obe

Hanälunge @ gelte nur eine Verjährungsfrist ven ärei Jahren

Hinsichtlich der Höhe 3er belaeeenen MdE um 50

LSG weiter aufklären müesen, ob äieser Grad der ddp 8'

etä1di.g unVerä1"1öert geblieben sei„ Außerdem sei die nd■ mit

\Te v.H unrichtig bewerteü‚ weil Qas LSG @ 30 Abs„ 2 BYG
cl1t beechte" hahe„ 3ie MdB um 50 V.E. sei rein medizixw■ ck1;„

<

beäi1z1gt„ Der wehräi e1‚'beäingte Verschlimmernngsanteil habe

jeCcc■ zur pvaxt13*he1 Blindheit gefünr■; er müsse entspre«

chend hocn festgesetzt werden°
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Der Kläger beantragt,.

das angefochteneUrteil, das Urteil des se lübeck
vom 26° Juni 1963 und den Bescheid der Beklagten‘

vom 21. Juni 1960 dahin abzuändern‚ daß die über;
zahlten Versorgung3bezüge.nieht zurückVerlangt

werden? im übrigen das Urteil des LSG.aufzuheben

und an das LSG zurückzuverweisen, als es den.3e—

echeid vom 21° Juni 1960 im Hinblick äuf die Höhe
uf“der müE bestätigt hat„

Der Beklagte beantragt,

die Revision als.unbegründet zurückzuweieen„

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffené.°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt; sie ist
durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozial—

gerichtsgesetzes —SGG—)und zum Teil begrünclet°

Streitig ist die Rechtmäßigkeit des Berichtigungsbeecheidee

”vom 21. Juni 1960, insbesonäere die Frage, ob der Wehräienst—

bedingte Schädigungsanteil.mit 50 V.H. zutreffend bewertet
ist; ferner ist die Zulässigkeit der Rückforderung im Streit.

Das VeerG ist am 1„ April 1955 in Kraft getreten (@ 51 Abs.1
VeerG). Nach dieser Vorschrift kann die Verwaltung zwar auch

Beecheide, die vor dem Zikrefttrete■ äiesee Gesetzes, also vor

dem 1° April 1955 ergangen sind‚ zurüoknehmen, aber nur mit Wir«

kung v0m 1° April 1955 {BSG 8, 11, 13, 14}; für äie Zeit vor
dem lnkrefttreten des VeerG kommen vorliegend, wie das enge—
fochtene Urteil mit Recht ausgefährt hat, öie Grundsätze des

allgemeinen Verweltungsrechts über die Rücknahme fehlerhafter

Verwältungeakte in Frage. Diese GrundSätze gelten entsprechend
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für die teilweise Rücknahme eines begünstigenäen Verwei—
tungsakts, wenn die zurückgenommenen Verwaltnngsekte — wie

vorliegend » nur teilweise unrichtig waren, weil das be—

stehende Augenleiden durch den Wehrdienst
zwar nicht her—

vorgerufen, aber durch ihn verschlimmert werden ist {e.
. -rdazu 3053 VeerG @ 41 Nr. 12)„ Da auch äie übrigen voravs—

setzungen eines Berichtigungsbescheiäes {Zustimmung äes

LVersorgA, tatsächliche und rechtliche Ünrichtigkeit} ge—

geben sind, hat das LSG ohne Rechteirrtum die Zulässigkeit
'n' "der teilweisen Rücknahme bzva Aiaerung der begünstigenäen

Verwaltungsekte vom 12, Februar 1947 bis zum Bescheid vom

i6° Oktober 1956 bejaht° Zwar ist dem Kläger zuzugeben,

an die der Anerkennung vora*egegangenen augenfachärzt—

chen Gutachten lediglich einen 3erechlimmerungeanteil

s wehrdienstbeäingte Sehääigungsfolge angenommen haben‚

Für di Feststellung der Schädigvngefclgen im Sinne der

Entstehung war aber zweifelsfrei äie Angabe ces

\.

&

ausschlaggebend, daß seine Sehkreft infolae Per Verletzun«

gen durch äie von ihm behauptete Kineneiplo

bruar 1915 plötZlich“nechgelessen habe„ nu; ■iesen « un»

zutreffenden und vom Kläger selbst später wiäerrufenen.—
‚x—‚)Angaben über die Vorgeschichte der Schädigung beruht„ in

den begünstigenden Bescheiden die Anerkennung der “Schädi«

gungsfolge im Sinne der Entstehung“. mithin hat der Tlä■ei

dur*h seine unzutreffenäen Angaben über die Entstehungs—

ursache die « möglicherweise unrichtige — Auswertung der

ärztlichen Gutachten durch die Verwaltung veranlaßt° iicr—

für ist er voll verantwortlich; seine uncutreffenden An«

gaben haben zu den ihn begünstigenden Yermeltungsakten ge—

führt„ Die Verwaltung äurfte sie teilweise zurücknehmen‚

und das L”G konnte äiese teilweise Büéknehme als recht»

mäßig besfä igeni Sie hat jedoch eine Verechlimmerung der

enlagebedingten hochgradigen Kurzsiehtigkeit durch wehr—

äienstliche Einflüsse ee3ah und aus die sem Grunde die
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Rücknahme der begünstigenden Verweltungsekte dahin ein»

geschränkt, daß dem Kläger vom 1. August 1947 an die Rente

nach einer MdE um 30-V.H. verbleibt. >Gegen äie Höhe dieser
noch anerkannten MdB wendet sich der Kläger. Nach seiner

Auffassung reichten äie Feststellungen des LSGnicht aus,
um die ihm zu geringe_Md■ zu-rechtfertigen. Das LSG hätte

in dieser Richtung den Sachverhalt.durch ärztliche Sachver—

ständige weiter aufklären müssen. Das Berufungsgericht hat

auf Grund-der Gutachten, denen es gefolgt ist, festgestellt,

daß auch eine Bewertung der M*E mit 20 v.H. noch von den
Gutechteru gedeckt gewesen wäre° Damit ist es zu dem Ergeb—

nis gekommen, daß die ärztlichen Sechveretäuäigen, denen es

;efolgt ist, einen höheren Verschlimmerungsanteil als 30 V.H,

nicht für gerechtfertig gehalten haben. Es ist zwär rich"

tig, daß der leitende Arzt des VersoräA die wehräienst—

bedingte M&E auf höchstens 30 V.H. geschätzt hat, Demgegen—

über hat der Ärztliche Bienst des LVersorgA Schleswig—Hol—

stein in seinem AktenVermerk vom 29. August 1961 die der

möglichen Verschlimmerung zur Last zu legende MdB, berech—

net nach der Lohmüllerschen Formel, mit 60 V.H« angenommen„

Mit der Schätzung des Ärztlichen Dienstes des LVersorgA

Schleswigf■olstein vom 29. August 1961 hat sich das LSG aber
nicht_auseinandergeset2t;" Dies wäre jedoch nötig gewesen,
um zu einer unahfechtbären Beweiswüräigung zu kommen. Da—
durch, daß das Berufungsgericht-es unterlassen hat, sich mit

diesem Vorschlag des Ärztlichen Dienstes zu befassen, hat es

die Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdiäung überschrit—

ten, weil es ohne wöhlerwogene und stichhaltige Gründe über

die Beurteilung dieses Sachverständigen hinweggegangen ist°
In diesem Zusammenhang darf auch das Vorbringen des Klägers.@

nicht unberückéichtigt bleiben, daß er trotz seiner hochgradi—

gen Kurzsichtigkeit zum Kriegsdienst herangezogen werden ist,

also die im Kriege charakteristischen Gefahren auf sich nehmen

mußte und er einer stänäigen eugeuär"tlichen.Betreuung entzogen

..'j 0..-
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wurde° Hinzu kommt, daß bei einem Vorechaden, äer uneuhfa ngig

vom Wehrdie net ein‚getre ten ist die wehrdieq„„bedircuc „dE

unter Berücksichtigung der Gesamtumetände ä—s Fall es zu pe—

werten ist ‘8028 BVG @ 30 Nr° 21}1' Mach den in den An?1311.s—

punkten für die ärztliche Gutachtert ätigkeit (n8u8üSßdh

1965, Seite 241 niedergelegten medizinischen Erfahrunge—

sätzen ist di eMdE unter Berücksichtigung einer durch äie
rübere Schädigu mg beäingten eesonderen. becwrurachtigurg

unnter Umständen höher zu bewerten, als es.bei einem nisher

F
-ö

vollL rxveroe fä1 1ger1 im gleichen Schaäansfall zu geschehe
hätue„ Dies wird nach 3u11assung des Senats besonders beim

erlust des Augenlichts zu beachten sein. Denn eine’hoch—

gredige Kurzeichtigkeit, welch e noch mit Au*en«iascrn aus—
geglichen vxarden Ron e, beeinträchtigt die Erwerbefähigkeit

wenig° Erlengt aber der Vorschaden äurch,wehrdie■stbedingte

Verschlimmerung eine Sbei gerung. so äeß mit Brille■ die

Kurzsichtigkeit. nicht mehr ausgeglichen werden Raum, sc ist

durch diese Verschlimmerung der Beecnädigte mehr beeinträch»

tigt als durch den V01schaden, mag öie Verechli1merung euch

weniger Diopirien umfassen, als des anlagenn?ingc= Leiden

hatte° Miernach ist die Möglichkeit eines höheren wehr—
.diene tbedingten Vers chlimmerun@santeils nicht aeszuschließen;

das LSG hat daher 5 128 SGGverletzt„

Das LSG hat ierner unterlassen zu prr“fe ob die durch die

praktische Blindheit des 111„ rs gegebene 111f10„1b1e11

(% 55 BVG} eine Folge des bestehenden Versehlimmerungsavw

teile iS'; denn die durch äen Wehrdienst 1erbeig eführte

Steicerung der KurzsichtigReit kann für die Bntsmehung äer

Hilf?oe1„xeiu mit entscheiden gewesen sein (5. 338313, 40)°

Aueh insou'eit is t ‘ 128 SGG verieüztc»

Was die «nokieräeruna der uenrxaniue„ Vers;crg & .agsren+e be—

trifft, so beruft sich der =äläger ze31rec11t auf die Vere

jährung. Das Bundesecziaiée ickat (BSG) hai ßwär bei Mücke

forderung gemäß % 47 Abs. 2 Verw?G eine Ver;ährung von

„11-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


vier Jahren vom Beginn des Jahres an gerechnet angenommen

(BSG 21, 34). Dänach_wäre äer Rückförderungsenspru0h des.
Beklagten aus dem Berichtigungébéschéid vom 21. Juni 1960

für eine Zeit vor dem 1. Januar 1956 verjährt. Diese Ent—

scheidung betraf jedoch einen Anspruch, der nicht auf uner—

laubter Handlung beruhte; sondern auf einer Änderung und Be—

rücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse (@47
Abs° 2 VeerG)„ Im vorliegenden Fall aber beruht die Rück—

forderung darauf, daß der Empfänger Tatsachen wiseehtlich

falsch angegeben, also den Tatbestand einer unerlaubten

Handlung im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) er—
füllt hat° Für die Verjährung einer derartigen Rückforde—

rung nach 9 47 Abs° 3 VeerG ist % 852 BGB entsprechend an—
wendbar, nachdem die Rechtsprechung des BSG hinsichtlich der

Verjährungsfristen ergänzend auf das BGB zurückgegriffen hat

(BSG19,’88). Nachder bezeichnetenVorschrift verjährt die
Rückforderung drei Jahre nacthenntnis der unerlaubten Hand—
lung, im übrigen aber erst in 30 Jahren. Der Rückfo derunge—

enspruch des Beklagten ist daher noch zu keinem Teil verjährt‚

weil der Beklagte'erst am 3.- Oktober 1958 mit der Nachricht
der Deutschen Dienststelle in Berlin—Wit tenau die Kranken—

unterlagen erhalten hat. Der Rückforderungeenspruch des Be-

Klagten kann aber in der Folge—gemindert Weräen‚ falls die MdR

für den Verschlimmerungsanteil erhöht werden und äem Kläger
vom 1„ November 1950 an wieder die einfache Pflegezulage ge—

währt werden sollte‚‘

Wegen des von der Revision gérügten verlierenden Verfahrens—

mengele in der Béweiswüräigung
war das angefochtene Urteil

aufzuheben. Es war auch insoweit äuf2uheben, als es über die

Rückforderung entschieden hat, weil die Höhe des Verschlim—
merungeenteils die Höhe der Rückforderung des Beklagten be-

einflußt. Die Sache war daher dEm LSG zur
erneuten Enh—

)"! frscheidung zurückquerweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2.See)„
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In seiner künftigen Entscheidung wird sich das LSG mit dem

Grad der MdB wegen des noch zu ermittelnäenvVerschlimme—

rungsanteils zu befassen und weiter zu prüfen haben, ob dem

Kläger etwa eine Pflegezulage und gegebenehfalls welehe >

Stufe der Pflegezulage zuzusprechen ist.

Die KOstenentscheidung war der den Rechtsstreit abschließen+

den Entscheidung vorzubehalten°
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